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2 AZR 113/88
1 Sa 315/87 Schleswig-Holstein
Verkündet am 11. August 1988
Bittner,
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des
Urteil
■,. -ij

In Sachen

pp.

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 11. August 1988 durch den Vorsitzenden
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Richter Hillebrecht, die Richter Triebfürst und Dr. Weller sowie 
die ehrenamtlichen Richter Timpe und Wisskirchen für Recht er­
kannt :

1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Schleswig-Holstein vom 27. Oktober 
1987 - 1 Sa 315/87 - aufgehoben.

2. Der Rechtsstreit wird zur erneuten 
Verhandlung und Entscheidung, auch über 
die Kosten der Revision, an das Landes­
arbeitsgericht zurückverwiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n

T a t b e s t a n d  :

In dem angefochtenen Urteil heißt es unter "Tatbestand und 
Entscheidungsgründe" nach Darstellung der Zulässigkeit der Beru­
fung :

"In der Sache sieht die Berufungskammer gemäß § 543 
Abs. 1 ZPO von der Darstellung des Tatbestandes 
und der Entscheidungsgründe ab. Sie folgt in allen 
Punkten den zutreffenden Feststellungen und Grün­den des angefochtenen Urteils. Danach ist die Klage 
unbegründet. Auch die Berufungsbegründung enthält 
keine Tatsachen, die ein anderes Ergebnis hätten 
rechtfertigen können."

In der folgenden rechtlichen Würdigung finden sich verein­
zelte Tatsachenfeststellungen.

Mit welchen Anträgen, mit welchem unstreitigen Sachverhalt, 
mit welchem streitigen Vorbringen in der Berufungsinstanz im Be­
rufungsrechtszug verhandelt worden ist, ist dem Berufungsurteil 
selbst nicht zu entnehmen.
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Die Klage ist in beiden Vorinstanzen erfolglos geblieben.

Mit der vom Senat zugelassenen Revision verfolgt der Kläger 
die Anträge,

1. festzustellen, daß zwischen den Parteien ein 
unbefristetes Arbeitsverhältnis besteht,

2. die Beklagte zu verurteilen, den Kläger zu 
unveränderten Arbeitsbedingungen weiterzube­
schäftigen .

Die Beklagte beantragt, die Revision zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung des an­
gefochtenen Urteils und zur Zurückverweisung des Rechtsstreits an 
das Berufungsgericht.

I. Das Berufungsurteil ist schon deshalb aufzuheben, weil es 
entgegen § 313 Abs. 1 Nr. 5, § 543 Abs. 2 ZPO keinen Tatbestand 
enthält und dieser Mangel, der von Amts wegen zu berücksichtigen 
ist (ständige Rechtsprechung, vgl. BAGE 46, 179, 181 = AP Nr. 4 
zu § 543 ZPO 1977, zu I der Gründe; BAG Urteile vom 22. November 
1984 - 6 AZR 108/82 - AP Nr. 5 zu § 543 ZPO 1977 sowie vom 
30. Oktober 1987 - 7 AZR 92/87 - AP Nr. 7 zu § 543 ZPO 1977), die 
revisionsrechtliche Überprüfung unmöglich macht.
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1. Gemäß § 313 Abs. 1 Nr. 5 ZPO, der vorbehaltlich der Sonder­
regelung des § 543 ZPO auch für ein Berufungsurteil gilt, muß das 
Urteil einen den Anforderungen des § 313 Abs. 2 ZPO entsprechen­
den Tatbestand enthalten. Nur dann, wenn gegen das Berufungsur­
teil die Revision nicht stattfindet, kann gemäß § 543 Abs. 1 ZPO 
von der Darstellung des Tatbestandes abgesehen werden. Ist hinge­
gen die Revision statthaft, muß das Berufungsurteil einen Tatbe­
stand enthalten, für den allerdings die Erleichterungen des § 543 
Abs. 2 ZPO gelten. Diese Grundsätze sind auch dann anzuwenden, 
wenn, wie im vorliegenden Fall, die Revision erst durch das Bun­
desarbeitsgericht aufgrund einer Nichtzulassungsbeschwerde zuge­
lassen worden ist; denn auch dann findet gegen das Urteil die 
Revision statt, so daß dem Revisionsgericht nach dem Zweck dieser 
Vorschrift eine Nachprüfung des Berufungsurteils auf der Grund­
lage d«s vom Berufungsgericht festgestellten Sach- und Streit­
standes ermöglicht werden muß (BAGE 46, 179 = AP, aaO; BAG Urteil 
vom 22, November 1984, aaO).

2. Das angefochtene Urteil enthält keinen Tatbestand. Zwar fin­
den sinh in den im wesentlichen eine rechtliche Würdigung enthal­
tenden Ausführungen einzelne Tatbestandselemente. Diese genügen 
jedoch nicht, um erkennen zu können, daß das Urteil hinsichtlich 
der Anforderungen an seinen Tatbestand der Vorschrift des § 543 
Abs. 2 Satz 1 ZPO genügt (vgl. dazu BAG Urteil vom 30. Oktober 
1987, aaO, zu I 2 a der Gründe).

a) Die Ausführungen des Berufungsgerichts enthalten zunächst 
die Feststellung, daß der Kläger vom 7. April 1986 mit einer Be-
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fristung bis zum 30. September 1986 neu eingestellt worden ist. 
Weiter heißt es dort, die Beklagte habe mehrere Gründe gehabt, 
aus denen die Beschäftigung von Aushilfen nur für eine begrenzte 
Zeit in Betracht gekommen sei, und zwar vor allem die durch die 
Urlaubszeit erforderlich gewordenen Vertretungen, aber auch der 
Überhang an unerledigten Aufträgen. Diese Gründe hätten nicht 
ausdrücklich im Vertrag Aufnahme gefunden. Der Kläger habe vorge- 
tragen ihm seien die Gründe nicht bekannt gewesen. Soweit er 
geltend mache, aus den näheren Umständen jener Beschäftigung 
folge, daß ein Dauerbedarf an Vertretungskräften bei der Beklag­
ten bestanden habe, hätten angesichts der unstreitig nur vorüber­
gehenden Ursachen für die Einstellung zusätzlicher Arbeitskräfte 
mehr Tatsachen vorgetragen werden müssen, aus denen auf die an­
haltende Beschäftigung von Aushilfskräften geschlossen werden 
könnte., Daß bei normalem Betriebsablauf nicht genügend Arbeits­
kräfte zur Verfügung gestanden hätten, die den Urlaub der anderen 
Arbeitnehmer vertretungsweise hätten abfangen können, sei von den 
Parteien nicht vorgetragen worden.

b) Diese punktuellen Feststellungen stellen auch in ihrer Ge­
samtheit keinen Tatbestand im Sinne des § 543 Abs. 2 Satz 1 ZPO 
dar. Das Vorliegen von Gründen, die für eine Befristung in Be­
tracht kommen können, wird nur pauschal ohne zeitliche und sach­
liche Konkretisierung der Urlaubsfälle und des Auftragsüberhangs 
dargestellt. Gleiches gilt für die Darstellung des Vortrags des 
Klägers, sie enthält -ohne konkrete Schilderung der "näheren Um­
stände jener Beschäftigung", die auf einen Dauerbedarf an Ver­
tretungskräften hindeuten sollen, und der "nur vorübergehend vor-
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liegenden Ursachen”, lediglich die Wertung, der Kläger habe unzu­
reichend vorgetragen, jedoch keine konkreten Tatsachen, aufgrund 
deren die Wertung ^evisionsrechtlich nachgeprüft werden könnte. 
Die Parteien haben in ihren erst- und zweitinstanzlichen Schrift­
sätzen einen viel weiter gehenden Tatsachenvortrag zur Frage des 
Vorliegens sachlicher Gründe für Befristung angekündigt. Diese 
Frage war im vorliegenden Fall für das Berufungsgericht auch ent­
scheidungserheblich, da es, anders als in den ebenfalls am 
11. August 1988 entschiedenen Fällen 2 AZR 95 und 96/88, die Be- 
fristung nicht aus anderen (formellen) Gründen für unwirksam an­
gesehen und das Vorliegen eines sachlichen Grundes bejaht hat. 
Inwieweit die Parteien ihr schriftsätzlich angekündigtes Vor­
bringen im Berufungsrechtszug tatsächlich vorgetragen haben, ist 
dem Berufungsurteil nicht zu entnehmen.

3. Dieser Mangel des angefochtenen Urteils ist auch nicht mit 
Hilfe von § 543 Abs. 2 Satz 2 ZPO behoben. Nach dieser Vorschrift 
ist eine Bezugnahme auf das angefochtene Urteil sowie auf 
Schriftsätze, Protokolle und andere Unterlagen zulässig, soweit 
hierdurch die Beurteilung des Parteivorbringens durch das Revi­
sionsgericht nicht erschwert wird.

a) Eine ausdrückliche Bezugnahme auf das arbeitsgerichtliche 
Urteil enthält das Berufungsurteil nicht. Die Formulierung, gemäß 
§ 543 Abs. 1 ZPO werde von der Darstellung des Tatbestandes und 
der Entscheidungsgründe abgesehen, stellt keine Bezugnahme auf 
das erstinstanzliche Urteil, sondern, ebenso wie die Formulie­
rung, es werde von der Darstellung des Tatbestandes "Abstand ge-
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nommen», das Gegenteil einer solchen Bezugnahme dar. Denn damit 
wird zum Ausdruck gebracht, daß das Berufungsgericht nach § 543 
Abs. 1 ZPO verfahren ist. Das ist aber nur zulässig, wenn das 
Berufungsurteil nicht der Revision unterliegt (vgl. dazu BAG Ur­
teil vom 30. Oktober 1987, aaO, zu I 2 der Gründe).

b) In dem Berufungsurteil heißt es allerdings anschließend, das 
Berufungsgericht folge in allen Punkten den zutreffenden "Fest­
stellungen und Gründen" des erstinstanzlichen Urteils. Auch wenn 
in dem Hinweis auf die "Feststellungen" eine Bezugnahme auf den 
Tatbestand des arbeitsgerichtlichen Urteils gesehen werden soll­
te, würde diese nicht den Anforderungen des § 543 Abs. 2 Satz 2 
ZPO genügen. Eine ausschließliche Bezugnahme auf den Tatbestand 
des erstinstanzlichen Urteils ist nur ausnahmsweise zulässig, 
wenn der Sachverhalt unstreitig, in zweiter Instanz nichts neues 
vorgetragen ist und lediglich um Rechtsfragen gestritten wird 
(BAGE 46, 179, 181, 182 = AP, aaO, zu I 3 der Gründe, m.w.N.).
Ein solcher Fall liegt nicht vor, weil der Sachverhalt, und zwar 
gerade zu der entscheidungserheblichen Frage des sachlichen Grun­
des für die Befristung, nicht unstreitig ist und auch nicht nur 
über Rechtsfragen gestritten wird.

II. Für das erneute Berufungsverfahren gibt der Senat folgende 
Hinweise:

1. Legt man das bisherige unstreitige schriftsätzliche Vor­
bringen der Parteien zugrunde, so ist auf ihr Arbeitsverhältnis 
zumindest kraft vertraglicher Bezugnahme entweder der am 31. März
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1979 abgeschlossene Manteltarifvertrag für die gewerblichen Ar­
beitnehmer und Angestellten der Metallindustrie in den Ländern 
Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen und Teilen Niedersachsens 
(MTV 1979) oder der diesen für Teile des Tarifgebietes, u.a. für 
Schleswig-Holstein, ersetzende Manteltarifvertrag vom 6. Mai 
1987/29. Februar 1988 (MTV 1987/88) anzuwenden. Zur Begründung 
kann auf das in dem insoweit gleichgelagerten Parallelverfahren 
- 2 AZR 95/88 - ebenfalls am 11. August 1988 verkündete, zur Ver­
öffentlichung bestimmte Urteil des Senats (zu II 1 der Gründe) 
verwiesen werden, das auch den Parteien dieses Rechtsstreits be­
kannt ist.

2. Entgegen der Ansicht der Revision ist die zwischen den Par­
teien vereinbarte Befristung nicht wegen Formmangels nichtig. Wie 
der Senat ebenfalls bereits in dem vorbezeichneten Urteil (zu 
III 1 der Gründe) entschieden und näher begründet hat, hat die 
Vorschrift des § 2 Ziff. 6.4 MTV 1979, nach der die Befristungen 
der Schriftform bedürfen, zwar konstitutive Wirkung und einen 
gesetzlichen Formzwang im Sinne des § 125 BGB begründet. Jedoch 
besteh'; dieser Formzwang nur für die Vereinbarung der Befristung 
und ihrer Dauer, nicht jedoch auch für die Angabe der Gründe für 
die Befristung. Hiervon ist auch das Berufungsgericht ausgegan­
gen.

3. Die Beklagte kann sich zur Rechtfertigung der Befristung 
nicht auf das Beschäftigungsförderungsgesetz stützen, weil die 
tarifliche Befristungsregelung als die für den Arbeitnehmer gün­
stigere der gesetzlichen Regelung vorgeht.
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a) Der MTV 1979 enthält eine eigenständige Befristungsregelung 
und keine nur deklaratorische Wiedergabe des § 620 Abs. 1 BGB. 
Dies ergibt sich aus der für die Befristung vorgeschriebenen 
Höchstdauer und dem Erfordernis eines Sachgrundes auch in den 
ersten sechs Monaten des Arbeitsverhältnisses und damit vor Ein­
setzen des gesetzlichen Kündigungsschutzes nach § 1 Abs. 2 KSchG.

b) Solche tariflichen Befristungsregelungen gehen der gesetz­
lichen Befristungsregelung des Art. 1 § 1 BeschFG 1985 v̂or (BAG 
Urteil vom 25. September 1987 - 7 AZR 315/86 - AP Nr. 1 zu § 1 
BeschFG 1985, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung 
des Gerichts bestimmt). Diese gesetzliche Regelung kann zugunsten 
des Arbeitnehmers auch einzelvertraglich in der Weise abbedungen 
werden, daß es - trotz Vorliegens der gesetzlichen Vorausset­
zungen des Art. 1 .§ 1 BeschFG 1985 ~ für die Wirksamkeit einer 
arbeitsvertraglichen Befristung eines sachlichen Grundes bedarf 
(BAG Urteil vom 24. Februar 1988 - 7 AZR 454/87 - AP Mr. 3 zu § 1 
BeschFG 1985). Deshalb geht auch die einzelvertragliche Verein­
barung einer gegenüber der Befristungsregelung des BeschFG 1985 
günstigeren tariflichen Befristungsregelung dem Gesetz vor.

4. Das Berufungsgericht muß deshalb dem Vortrag der Beklagten 
zum Vorliegen eines sachlichen Grundes nachgehen.

a) Darlegungs- und beweispflichtig für das Vorliegen eines 
sachlichen Grundes für die Befristung des Arbeitsvertrages ist 
die Beklagte. Dies folgt daraus, daß nach der hier anzuwendenden

10
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


10

Vorschrift des § 2 Ziff. 6.1 Satz 1 MTV 1979 der sachliche Grund 
Wirksamkeitsvoraussetzung für jede, selbst die erstmalige Befri­
stung des Arbeitsvertrages ist. Deshalb ist kein Raum für die 
Anwendung der im Rahmen der allgemeinen Befristungskontrolle auf' 
gestellten Grundsätze (BAGE 10, 65, 73 = AP Nr. 16 zu § 620 BGB 
Befristeter Arbeitsvertrag, zu C 4 der Gründe; BAGE 37, 283, 293 
= AP Nr. 64 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertrag, zu B I 4 dei 
Gründe), der Arbeitnehmer trage die Darlegungs- und Beweislast 
für das Nichtvorliegen eines sachlichen Befristungsgrundes und 
könne sich nur je nach Lage des Falles, etwa bei mehrfachen Be­
fristungen, auf den Beweis des ersten Anscheins für das Fehlen 
eines sachlichen Grundes berufen.

b) Die Beklagte hat zur sachlichen Rechtfertigung der Befri­
stung schriftsätzlich vorgetragen, ira Jahr 1986 sei den Arbeit­
nehmern entsprechend ihren Wünschen Urlaub gewährt worden. Wei­
terhin sei zu Beginn dieses Jahres ein unvorhergesehener, um 10 l, 
über Plan liegender Auftragseingang zu verzeichnen gewesen. Es 
habe zunächst abgewartet werden müssen, ob diese Entwicklung an- 
halte. Hierdurch sei ein Produktionsrückstand aufgelaufen, der ir 
Mai 1986 etwas über 2.000 Produktionseinheiten betragen habe. Di« 
Urlaubszeit habe sich über den Zeitraum vom 23. Juni bis Ende 
September 1986 erstreckt. Im Beschäftigungsbereich des Klägers 
(Kostenstelle 310) seien in der Haupturlaubszeit vom 23. Juni bi« 
8. August 1986 40 % der Arbeitnehmer, d.h. von 48 jeweils 18 Ar­
beitnehmer, zuvor 5 % bis 7 % und danach bis Ende September 1986 
durchschnittlich 20 % der Arbeitnehmer in Urlaub gewesen. Der 
Kläger habe eine Anlernzeit von vier Wochen benötigt. Außerdem
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habe im April der Krankenstand 11,5 % gegenüber 5,47 % der Ar­
beitnehmer im Jahresdurchschnitt betragen. Insgesamt habe sie 68 
Arbeitnehmer befristet eingestellt. Dem dann tatsächlich anhal­
tenden Arbeitsmehrbedarf habe sie auch durch Einstellung von 
Dauerarbeitskräften - in der Kostenstelle des Klägers acht Ar­
beitnehmer - Rechnung getragen. Anfang 1987 seien die Aufträge 
wieder zurückgegangen. Nach der Planung von 1986 hätte der Urlaub 
im Betrieb wie vorgesehen abgewickelt werden können. Allein der 
erhöhte Auftragseingang und die aufgelaufenen Rückstände hätten 
sie zur befristeten Einstellung von Arbeitnehmern gezwungen.

c) Nach diesem Vorbringen kann sich die Beklagte zur sachlichen 
Rechtfertigung der Befristung nicht auf Urlaubs - und für Septem­
ber 1986 zusätzlich - KrankheitsVertretung berufen.

Die Vertretung als Befristungsgrund setzt in jedem Falle 
voraus, daß durch zeitweiligen Ausfall eines oder mehrerer Mitar­
beiter ein vorübergehender Beschäftigungsbedarf entstanden ist 
und der Arbeitnehmer wegen dieses Bedarfs eingestellt wird (vgl. 
BAGE 49, 73 = AP Nr. 97 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsvertra'g; 
BAGE 55, 104, 111, 112 = AP Nr. 112 zu § 620 BGB Befristeter Ar­
beitsvertrag, zu II 2 der Gründe). Bei der befristeten Beschäf­
tigung des Klägers von April bis September 1986 müßte es sich 
demgemäß um die Deckung eines Arbeitskräftebedarfs handeln, der 
ohne den Urlaubs- bzw. krankheitsbedingten Ausfall von Arbeits­
kräften gar nicht entstanden wäre; nur dann könnte von einer Be­
schäftigung zur Vertretung gesprochen werden. Nach ihrem Vortrag 
war die Beklagte jedoch allein durch den unvorhergesehenen er-
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höhten Auftragseingang - 10 % über Plan - und die aufgelaufenen 
Rückstände zur befristeten Einstellung von Arbeitnehmern ge­
zwungen; sie hat ausdrücklich betont» daß nach der Planung für 
1986 der Urlaub im Betrieb hätte wie vorgesehen abgewickelt wer 
den können. Damit war der Vertretungsfall (Urlaub und Krankheit 
von Mitarbeitern) für die befristete Einstellung des Klägers 
nicht allein ursächlich.

d) Als sachlicher Grund für die Befristung könnte somit allen­
falls der erhöhte Auftragseingang im Jahre 1986 in Betracht
kommen.

aa) Unsicherheiten in der künftigen Entwicklung des Arbeitsan­
falls genügen für sich allein nicht, die Befristung eines Ar­
beitsvertrages sachlich zu rechtfertigen. So ist es einem Arbeit 
geber nicht gestattet» Arbeitnehmer nur deshalb befristet einzu­
stellen, weil er den Umfang künftiger Auftragseingänge nicht 
übersehen kann. Diese Unsicherheit gehört zum unternehmerischen 
Risiko des Arbeitgebers, das er nicht durch den Abschluß befri­
steter Arbeitsverträge auf seine Arbeitnehmer abwälzen kann (BAf 
gif, 10, 17, 18 = AP Nr, 110 zu § 620 BGB Befristeter Arbeitsver- 
trag, zu II der Gründe). Ein vorübergehender, von vornherein 
zeitlich begrenzter Mehrbedarf an Arbeitskräften ist dagegen ge­
eignet, einen sachlichen Grund für eine Befristung abzugeben (KR 
Hillebrecht, 3. Aufl., § 620 BGB Rz 166, 178 ff.).

bb) Einen solchen Befristungsgrund hat die Beklagte bisher 
SCßriftsätzlieh nicht ausreichend dargelegt.
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Nach ihrem schriftsätzliehen Sachvortrag hat die Beklagte 
bis zur Einstellung des Klägers Anfang April 1986 noch nicht be­
urteilen können, ob der vermehrte, bei der Planung für 1986 nicht 
vorhergesehene Auftragseingang anhalten werde. Deshalb hat sie 
zunächst mit der Einstellung zusätzlicher Arbeitskräfte zugewar­
tet. Hierdurch war ein Produktionsrückstand aufgelaufen, der im 
Mai 1986 bereits Uber 2.000 Produktionseinheiten betragen hat.
Sie hat dann insgesamt 68 Arbeitnehmer befristet und im Hinblick 
auf den anhaltend hohen Arbeitsanfall auch Dauerarbeitäkräfte 
eingestellt.

Nach diesem Vortrag kann noch nicht ausreichend beurteilt 
werden, ob der Kläger Anfang April 1986, an dem für die sachliche 
Rechtfertigung der Befristung maßgeblichen Zeitpunkt, zur Deckung 
eines zeitlich bis Ende September 1986 begrenzten Arbeitskräfte­
mehrbedarfs eingestellt worden ist. Hatte sich der erhöhte Auf­
tragseingang Anfang April 1986 verfestigt und stellte die Beklag­
te neben befristet beschäftigten Arbeitnehmern auch Dauerarbeits­
kräfte ein, so folgt daraus, daß sie damals jedenfalls teilweise 
von einem über die Befristungsdauer hinaus anhaltenden erhöhten 
Arbeitskräftebedarf ausging. Nach ihrem weiteren Vortrag hätte 
ohne den erhöhten Auftragseingang die Arbeit auch in der Urlaubs­
zeit von den verbliebenen Stammarbeitskräften bewältigt werden 
können. Deshalb könnten die befristeten Einstellungen nur dann 
gerechtfertigt sein, wenn nach den Verhältnissen bei Vertragsab­
schluß als dem für die sachliche Rechtfertigung der Befristung 
maßgebenden Zeitpunkt zu erwarten war, daß das den befristet ein-
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gestellten Arbeitnehmern bis Ende September 1986 auferlegte Ar­
beitspensum danach von dem dann wieder vollzähligen Stammpersona 
bewältigt und der darüber hinausgehende Arbeitsmehranfall dem 
Pensum der neu eingestellten Dauerarbeitskräfte entsprechen wer­
de .

Zur sachlichen Rechtfertigung der Befristung des Arbeits­
vertrages des Klägers muß die Beklagte deshalb näher vertragen, 
welcher Arbeitsanfall (Stückzahlen) in der Kostenstelle des Klä- 
gers mit 48 Arbeitskräften, der ursprünglichen etatmäßigen Ar­
beitnehmer zahl zu bewältigen war, welcher Arbeitsanfall dort auf 
grund des erhöhten Auftragseingangs bei Vertragsabschluß Anfang 
April 1986 erwartet wurde und wann die zusätzlichen Arbeitnehmer 
in dieser Kostenstelle befristet bzw. unbefristet eingestellt 
wurden. Erst dann liegen genügend konkrete Anhaltspunkte für die 
Beurteilung vor, ob der Kläger zur Abdeckung eines zeitlich be­
grenzten Arbeitskräftebedarfs eingestellt worden ist.

Hillebrecht Triebfürst Dr. Weller
Timpe Wisskirchen
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